
Angeklagte im Münchner Plutoniumprozeß*
V-Leute fingerten den großen Deal
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P l u t o n i u m

Tips von
Adrian
Vor dem Plutonium-Untersuchungs-
ausschuß kommt es an den Tag: Die
Verantwortlichen wußten, daß sie
Verbotenes tun.

ie Stimmung im Saal1903 des
BonnerAbgeordnetensilosscheintD ganzentspannt. Esgibt Brötchen,

Kaffee und Kuchen. Der Vorsitzende
der Runde, GerhardFriedrich (CSU),
zieht genüßlich an seinen Zigaretten
und beliebt hin und wieder zu scherze
Gregor Gysi (PDS) putzt seine Brille
mit dem breitenEnde seinerKrawatte.
Und Manfred Such von den Grünen,
wie üblich im großgemustertenbunten
Hemd,mokiert sich schon mal darüber,
wenn seine Kollegen was vonsich ge-
ben.

Doch die gemütliche Stimmung
täuscht. Der „erste Untersuchungsa
schuß der 13.Wahlperiode“, der da im
„Langen Eugen“seit einigenWochen
tagt, hat eineheikle Aufgabe: Er soll
herausfinden, ob derSchmuggel von
363,4 Gramm Plutonium von Moskau
nach München im letzten Sommer v
Mitarbeitern des Bundesnachrichte
dienstes (BND) inszeniertwurde (SPIE-
GEL 15/1995). Zu prüfen istauch, ob
das Teufelszeug mit amtlichem Seg
nach Deutschland gebracht wurde.

Die Opposition wittert dieChance,
den Kanzler mit Hilfe des Ausschuss
politisch zutreffen. Und wenn dasnicht
gelingt, soll am Ende wenigstens sei
umtriebiger Staatsminister Bernd
Schmidbauer als Verantwortlicher f
den illegalenPlutoniumscoop zurücktre
ten. „Es spricht einiges dafür“, um
schreibt der SPD-Obmann im Aus-
schuß,Hermann Bachmaier,sein Un-
tersuchungsziel, „daß der Regisseur
Unternehmens in Bonnsitzt.“

Die Union wirkt unsicher.Zuerst sah
es so aus, alswollten ihre Vertreter
im Ausschuß die Nachforschungen e
schweren.Inzwischen lassen sie jedoc
Berge vonAkten herbeischaffen.Zeu-
gen werden enmasse geladen:Geheim-
dienstagenten,Minister undBeamte aus
zahlreichen Ressorts. Allein dasKanz-
leramt bleibttabu –vorläufig jedenfalls.
Schmidbauer darfsich gründlich aufsei-
nen Auftritt vorbereiten.

Tatsächlich scheint für die Union
Vorsicht geboten. Unangenehmgenug
für die Regierungwird schon derVer-
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lauf des Münchner Strafprozesses ge
die Plutoniumschmuggler.Denen wird
ein Verstoßgegen das Kriegswaffenkon
trollgesetz vorgeworfen.

Nach elf Verhandlungstagen istoffen-
kundig, daß im Frühstadium der G
schichtezweiV-Leute des BND dengro-
ßen Dealfingerten. Klar scheintauch,
daß die Ganovennach Münchengelockt
wurden. Vor der 9. Strafkammer d
Landgerichts verwickeltensichMitarbei-
ter der Geheimdienste in Widersprüc
und belastetensich gegenseitig.

Nicht wenigerbelastend für die Kohl
Regierung ist das Bild, dassich mittler-
weile aus denDokumenten des Bonne
Untersuchungsausschusses ergibt:
den Nachweis zuerbringen, daß es eine
Markt für Plutonium aus GUS-Staate
gibt, war jedes Mittelrecht.

Die Beteiligten inBonn und Bayern
kümmertensich nicht umZuständigkei-
ten und Vorschriften. Sie mißachtet
Weisungen undWarnungen, womöglich
gar das Kriegswaffenkontrollgesetz.

„Der Skandal dabei ist“, so der Kiele
Atomkraft-Experte Gustav W. Sauer
einer Expertise für den Untersuchung
ausschuß, daß der Transport von Mosk
nach München „ohne sicherheitstechni
scheÜberprüfungoder dieentsprechen
de Einfuhrgenehmigung“ zugelassen
wurde.

„Billigend“, so Sauers Fazit, seienalle
Risiken in Kauf genommen worden
„illegal, gleichwohl vonadministrativem
Wissen begleitet“.

„Bayern wollte einen Erfolg, und ich
denke, auch Schmidbauer“,sagt selbs
Max Stadler, FDP-Mitglied imUntersu-
chungsausschuß: „Das ist ein mögliches
Szenario.“

„Sämtliche zuständigen Stellen“, b
hauptete der Geheimdienstkoordina
Schmidbauer noch vor wenigen Woch
im Deutschen Bundestag,seien „vorab
nicht darüber informiert“worden, „daß
es zu einem Transport mit einerLuft-
hansa-Maschine am 10. August ko
men würde“.

Doch die abenteuerliche Geschich
des Plutoniumdeals, wie siesich jetzt
nach den Ausschußakten und ers
Zeugenaussagen darstellt,legt nahe,
daß Schmidbauer die Unwahrheitsagt.
Der Transport von Moskau nach Mü
chen warTeil der Planung.

Am 25. Juli 1994 trafen die drei vom
BND nach München gelocktenDealer
Torres, Oroz undBengoechea eine
Mann desbayerischen Landeskrimina
amts (LKA) in München, derunter dem
Decknamen Walter Boeden auftra
Torres übergab eineProbe Plutonium
und erklärte, knapp 500Gramm könne
er noch besorgen, darüber hinausweite-
re vier Kilogramm.

Am gleichen Tagwurden in München
die Weichen für denImport der heißen
Ware gestellt. Vertreter von Staatsan
waltschaft,LKA, vom
Landesamt für Um
weltschutz, dazu
„Adrian“ – angeblich
ein Dolmetscher,weil
die Ganoven nurSpa-
nisch sprachen, in
Wirklichkeit ein Agent
des BND –, setztensich
zusammen zur Einsatz
besprechung. „Hier
wurden diesich jenach
der Lage darstellende
alternativen Trans
portarten umfassend
erörtert“, gab de
bayerische Innenmini
ster GüntherBeckstein
zu: „Hier fiel auch die
Entscheidung eine
eventuellen Transport
nach Deutschland.“

Der 25. Juli istauch
für Kanzlerhelfer
Schmidbauer ein aufre
gender Tag. Ihninfor-
miert der Leiter des
BND-Leitungsstabes

erstmals „über den ge
samten Vorgang bi
Datum 25.“

* Torres (M.) und Oroz (r.)
auf dem Weg in den Ge-
richtssaal.



SPIEGEL-Titel 15/1995
„Regisseur des Unternehmens in Bonn“

Geheimdienstaufseher Schmidbauer
Meldungen an den Wolfgangsee
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Schon einen Tag später, in der „Si-
cherheitslage“ imBonner Kanzleramt
überreichte BND-Präsident Konrad
Porzner dem Geheimdienstkoordina
Schmidbauer eine VorlageseinesHau-
ses „über die weitere Entwicklung d
Angelegenheit Plutonium 239“. Es mü
se „davon ausgegangenwerden“, heißt
es darin, „daß dasjetzigeAngebotreali-
stisch ist“. Aber „nicht abzuschätzen
sei es, ob der Stoffbereits „in Deutsch
land lagere undletztlich bis zu 11 Kilo-
grammverfügbar wären“.

Ausdrücklich, so beteuerteSchmid-
bauer ineinerSitzung derParlamentari
schen Kontrollkommission des Bunde
tagesimmer wieder,habe er beidieser
Besprechung „auf die strikte Einhaltun
der Weisungslage“ hingewiesen, „d
keinerlei Kernbrennstoffe für den BN
beschafftwerden dürfen“. Und Porzne
habeversichert: „Das istklar.“

Die „Sicherheitslage“ imKanzleramt,
an der auch die Chefs von Bundesv
fassungsschutz und Militärischem A
schirmdienst undaußerdem „dieStaats-
sekretäre der anderendienstaufsichts
führenden Behörden“ teilnahme
schloß mit derBitte um weitereUnter-
richtung. „Weiteres war zu diesem ko
kretenFall nicht zuveranlassen.“

Dabei blieb es. BND-Mann Adrian
bereitete mitbayerischen Staatsanwä
ten und Beamten vonLKA, Zoll und
Umweltministerium das Plutoniumge
schäft bis zur Verhaftung der drei Plut
niumschmuggler am 10.August vor.
Der BND-Kontrolleur wurde lautPorz-
ner „fortlaufend umfassend mündlich
und schriftlich“ unterrichtet.

Schmidbauer meldeteseinem Kanz
ler, der amWolfgangseeurlaubte, „die
Tatsache, daßsich etwasanbahnt“, und
brachte ihn auch bald danach einzwei-
tes Mal auf den neuesten Stand.
Aber weder BND-Chef Porzner noc
sein Aufseher Schmidbauer unterna
men irgend etwas, um dieweisungswid-
rigen Aktivitäten zuunterbinden. Dabe
war den Akteurenklar, daß siesich über
Richtlinien, Vorschriften und womög
lich gar Gesetze hinwegsetzten.

In der BND-Vorlage, die Porzner a
26. Juli im Kanzleramt vortrug, wurde
die „Bemühungen, um an die gesamt
11 Kilogramm zu gelangen“, als „poli-
tisch kaum realisierbar“ eingeschätzt,
„da hierbei gegen das Kriegswaffenko
trollgesetzverstoßen“ werde. Die Ein
fuhr ist danach nur mit Genehmigun
des Bundesamtes fürWirtschaft mög-
lich.

Selbst Unionsabgeordnete wie Ro
Olderog wundertensich in der Sitzung
der Parlamentarischen Kontrollkommi
sion, daßoffensichtlich alleDienststel-

len auf den weisungswidrige
Transport vorbereitet ware
Er habe „keine Kenntnis da
von“ haben können,behaupte
te jedoch Schmidbauer,denn
an den Einsatzbesprechung
in München sei der BND
„nicht beteiligt“ gewesen. Im
merhin war der BND-Agen
und Dolmetscher Adrian stän
dig dabei und gab Tips, was z
tun sei.

Auch die Bayernsind in der
Bredouille. Nach den „Rege
lungen“ des bayerischen In
nenministers dürfenpolizeili-
che Maßnahmen „grundsätz-
lich nicht dazu führen, daß im
Ausland befindlichesradioak-
tives Material nach Deutsch
land gebrachtwird“.

Gleichwohl, bekundete de
Zeuge Harald Edtbauer, e
Beamter desLKA, im M ünch-
ner Prozeßgegen die dreiPlu-
toniumschmuggler, sei wege
der Einfuhr aus dem Auslan
ein Ausstieg aus dem Gesch
nicht mehr erörtert worden. E
blieb bei der Absprache vom
25. Juli.

Oberstaatsanwalt Dieter
Emrich aber, der dieErmitt-
lungen führte, erklärte, war-

um: Diese Richtlinien, wonach Nuklea
stoffe nicht importiert werden dürfen
„binden mich nicht“. Er sei „nur dem
Legalitätsprinzip“ verpflichtet, müss
alsoStraftaten verfolgen.

Aus Telefonaten mit bayerischenKol-
legenwußten auch die Verantwortliche
im Bundeskriminalamt (BKA) scho
kurz nach der Einsatzbesprechung v
27. Juli, daß eineAktion „am Flughafen
München-Erding“ geplant war. Da
BKA griff nicht ein, trotz Zuständig-
keit. Er „hätte eslieber gesehen“, wen
sein Amt den Fallbehandelt hätte, er-
klärte BKA-ChefHans-LudwigZachert
vieldeutig, „auch zurVermeidung kri-
minalistischerFehler“.

Der Vorgesetzte, Innenstaatssekre
Kurt Schelter, der auch an derSicher-
heitslage imKanzleramt teilgenomme
hatte, nahmebenfalls die Weisunge
Schmidbauers nichternst. „Die Bri-
sanz“ habe er „erst nach dem Zugriff
erkannt. DieSicherstellungfeierte er als
„großen Erfolg“. Sieschaffeaußerdem
„eine bessere Verhandlungsbasis m
Rußland“ über das vagabundieren
Nuklearmaterial.

Das damals noch von Klaus Töpf
(CDU) geleitete Umweltministerium e
suchte schon am 27. Juli, wie dieAkten
der Bundesregierung ausweisen,
bayerischen Kollegen „dringend, auf
das bayerische LKA einzuwirken“, da
kein radioaktives Material „nac
Deutschland gebrachtwird“. Gleichzei-
tig bat das Töpfer-Haus dieEuratombe-
hörde in Luxemburg, „vorsorglich die
Voraussetzungen für eine rasche Üb
nahme zur Analyse beim Institut fü
Transurane, Karlsruhe, zuschaffen“.

Erstaunlich genug: DieWarnung er-
reichte weder den Zoll noch die Staatsa
waltschaft.Davon habe er „erst in jüng-
sterZeit erfahren“,sagteEmrich vor dem
Untersuchungsausschuß.

Es galt, einen großenCoup zu landen
Und diese Aussicht, resümiert SPD-In-
quisitor Bachmaier, habe die Veran
wortlichen „gefahrenblind“ gemacht.
Offenbar auchgesetzesblind. Y
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